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-StaÜtoerorüneten-verfammlung.
Der Oberbürgermeister Tr . Gl äs sing  berichtet

namens des Magistrats von einer Reibe von Zuwendungen
vre der Stadt gemacht worden sind. Die Stadtverordneten¬
versammlung nimmt die Zuwendungen und Stiftungen mi;
herzlichem Dank an . Ter Oberbürgermeister wird beauftragt
den Stiftern diesen Tank zu übermitteln.

Die Vornahme der Magistrats - Ergänzungs¬
wahlen  ergab die Wiederwahl der ausscheidenden Stadt¬
räte Anitz, Burandt , Hees, Casterrdyck und Kraft.

Ueber die Vorlage zur Ausführung von Not
sta n d s a r b e i t e n berichtet namens des Bauausschusses
der Stadtverordnete Schwank. Verbunden mit der Aus
führung von Kriegsnotftaudsarbeiten ist die Erschließ
ung von Bauland  durch Anlegung von Straßen.
Die Vorlage über die Ausführung von Notstvndsarbeiben ist
die dritte seit Kriegsbeginn . Angesordert werden im ganzen
600000 Mark, wobei jedoch von vornherein bemerkt sei, daß
dieser Betrag nicht auf einmal, sondern wahrscheinlich ans
niedrere Jahre zur Ausgabe gelangen wird. Zwar ist zurzeit
eine ausgesprochene Arbeitslosigkeit infolge des Krieges nich'.
vorhanden. Es muß aber für alle Fälle Vorsorge getroffen
werden, um so' mehr, als nicht vorauszusehen ist, ob sich die
Verhältnisse nicht plötzlich ändern. Die Vorlage bezloeckt aber
nicht allein die Befriedigung des in absehbarer Zeit sicher
austtetenden Mangels an Arbeitsgelegenheit, sondern zugleich
die allgeniein für notwendig gehaltene Banlanderschließung.
Schon jetzt macht sich in den ivohthabendm Kreisen Deutsch-

i lands eine, mit der Aussicht auf Frieden sich gewiß noch
steigende Luft zur Ansiedelung in Wiesbaden bemerkbar nn,
sich hier zur Ruhe ẑu setzen. Vielfach erstreben diese An¬
ziehenden in allen Stadtggbieten die Erbauung eines ihrer
wirtschaftlichen Lage .angepatzten Eigeubauies . "Tie jetzt im
hiesigen Stadtberimg bestehende Lücke, billives Bauland für
kleine, einfach gebaute Landhäuser zur Verfügung zu lxibe»,
soll durch d-ve bauliche Eischlietzung des Geländes am Atzel
herg. das von der verlängerten Riederberg-, Schützen- und
Platterstraße begrenzt wird, ausgefüllt werden. So erscheint
die Vorlage in ihrer Hauptsache— Schärfung von Reustraßen
"N StadterwestcrungSgebiet — nicht nur begründet , uw Ar¬
beitslose zweckmäßig zu beschäftigen und die Mittel dazu
nutzbringend für die Kur- und Fremdenstadt zu verwenden,
sondern hauptlamlich auch, um den Zuzug zur Hebung der
rv !? f!i r-rtr.ri>crn unö ^' e  Steuerlast zu erleichtern.
Durch die Erschließung von Bauland ,'oll außerdem eine An¬
regung für die hier brach liegende Bautätigkeit gegeben wet-
^ 1* aJ b ff i!n g für größere Wohn-
und Geschäftshäuserrn der ersten Zeit nach den. Kriege immer
noch sehr schwer fallen wird , ist die .Förderung von Landhaus-
fiedelungeii unter den UmstÄche» wohl ,am aus-
siMrerchsten, überdies zm Estbaffmig des Gartenstadt-
chorakters auch »otuwndig.

Die von der Gärtenverwaltuiig vorgeschlagenen Rot-
standsarbelten, BanungM wie Anlage eines Sportplatzes im
Volkspark unter den Eichen, verschiedene Verbesserungen in
den Kiwanlagen hinter dem Kurbause und die Auffüllung
^vord eren  Aukammtaies sind von dem Gesichtspunkte aus
zu betrachwn, daß solche Bauarbeiten , die zimieist von unge-
^ " Arbei crn ausgefiihrt werden können, in sich am wirt¬schaftlichsten smd.

-r. Arbeiten ist im ganzen der Betrag von
illtM Mark veranschlagt. Tie Arbeiten sind zwar- recht
wunichmswert, aber deshalb nicht als nn,bedingt notwendig

, Die 7 Bauvorhaben der Tießbauverwalttmg beziehen sich
mrf die Ausfchlußftvaßen im Stadtcrwciterungsggbst -t mit
ernenl Kostenausnwnd von rund 520000 Mark . ' Die Bari-
im>öen sind als Notitaudsarbeiten wohl weniger wirtschaftlich,
wie dies m der Natur der Sache liegt, da ein größerer Teil
rl tV ÖUf  Materialbeschaffung und auf Fuhrlöhne ent¬
fallt. Bei den elfteren Arbeiten entfallen 59 Prozent bei den
letzten imiwer noch 24 Prozent Anteile ans Notstandslöhw
KÄ Arbeiten zu den Aufschlußstraßen in
finanzieller Beziehung den Vorzug, weil es sich dabei mellt

als MLstÄK ^ b' mb  Um  Kapital.
tDer.bert  m der Gcorg-Augusfftrvße, der Riet-

chelstrvße und dem rn der Nähe der Platterstraße geplanten
SrAhenhonse 7000 Kubikmeter Erde zur Auffüllung der
Randstraße an der Albrecht-Dürer -Anloge gewonnen.
hrrŵ[ tciT ^ ?ben die zur planmäßigen Ausschüttung
oer Hildastraße, Aukammanla.gen und .Kapellenstraße be-

J™  der Richard-Wagnerstraße , Chopin-fttaße und Wrlhelmshohe angefahren.
vsro. ^ ^ g-Augusfftmße von der Westerwaldstraße bis
^ ^ f°oplatz soll vorerst nur die übernormale Erde,

v Kubikmeter, abgefahrm und der Kanal eingebaut wer-
l ;? ' tu der Bierstadter Sttaße vom Haus Nr . 33
bis z,rr Gemaich-ngsgrenze 2340 Kubikmeter Erde abznarabenSta'6<wift™nWh-
r-i. die Verwirklichung des Ausbaues der angeführten
IS * ut«n werden 3,025 Kilometer Straßen mit 518 390
X Kosten anbanfahng. Die Notstandsvorlage 1914/15 sah
' .200 .Kilometer vor, wofür 180 700 Mark Kosten entstehen.
iw-̂ n.etrfenncinU d  bemerk , daß nahezu sämtliche Grund-
-Ä Ae anteiligen Flächen zum Stmßenausbau der Stadt
eUl Verfügung gestellt haben. Nur mit einem Grundbesitzer
an der Danneckerstraße, einer Verbindungsstraße von der
«chutzen- zur Riederbergstraße, waren die Freilequngsver-
Wandlungen bis jetzt erfolglos, außerdem bei zwei, jedoch be-
amiten Grundstücken an der Sonnenberger Straße . Die ban-
'rchen Maßnahmen werden dadurch aber nur unwesentlich be-

.Aber die Zeit der Ausfühnnigen und deren Reihenfolge
ar sich der Magisttat alles weitere Vorbehalten. Tic vorge-

wvenen Bauten werden erst in Angriff genommen, wenn Ar¬
beitslosigkeit dazu drängt . Die Hauptsache bleibt, daß die
-oerwaltung durch umfangreiche Arbeiten weitsichtig vorge-

hat und für alle Fälle gerüstet ist, wofür man ihr An¬
erkennung nicht versagen kann.

In der Diskussion spricht Stadtv . v. N l r i c i gegen die
Vorlage. Von einem Notstand der Arbeiter bat Redner nock>
nichts bemerkt. 600 000  Mark jetzt für solche Arbeiten zu be¬
willigen, dazu kann er sein Einverständnis nicht geben. Dem
gegenüber betont der Oberbürgermeister  Tr . Gläs-
sing, daß diese Summe auch nicht mit einmal bewilligt wer
den soll. Es handelt sich heute um die grundsätzliche Zustim
mung der Versammlung . Die einzelnen Vorlagen werden
der Stadtverordnetenversammlung jedesmal zur Beschluß¬
fassung vorgelegt . Es ist stets der Fehler gemacht worden,
daß erst die Vorlagen gemacht wurden, wenn der Notstand
und die Arbeitslosigkeit da tvar . Diese Fehler sollen in Zu¬
kunft vermieden werden. Falls ein Notstand nach dem Kriege
cintritt , und . diese Befürchtung liegt aller Wahrscheinlichkeit
vor. dann wird sofort mit den Arbeiten begonnen. Auch die
Hochbaudeputation wird sich mit der Ausarbeitung von Pro¬
jekten beschäftigen, welche die Stadt in den nächsten Jahren
ausführen will , wie das Siechenheim, Schwimmbad, Stadt¬
haus und eventuell eine Markthalle . Die Hauptsache ist jedoch
die Förderung der privaten Baniätigkeit . Die Vorlage wird
hierauf einstimmig angenommen.

Der Fluchtlinienplan  über die Abänderung des
Fußweges zwischen der Aarstraße und den. Walkmühltol¬
anlagen , sowie über die Abänderung des Hänselwegs winde
genehmigt.

Auf Antrag des Finanzausschusses wird der Zuschuß für
die Unterstütz  u n g seitens der Stadt , für die Fami¬
lien  d e r K r i eg s t e i l n e h m e r pro Person und Monat
um 3 Mark und für jedes Kind um 1.50 Mark erhöht. Die
Unterstützung beträgt in Zukunft für eine Familie mit Fra .:
und 1 Kind 49 Mark. Für Familien , die 2 Angehörige im
Feld haben, tritt auf besondere» Antrag eine 10; bis 50pro
zentige Erhöhung der Unterstützung ein. Ferner wird
denjenigen Familien , die Angehörige im Felde stehen
und unter 1200 Mark pro Jabr Einkommen haben, aus An¬
trag eine Zulage gewährt. Die Mehrausgaben für die Er-
Höhung der Unterstützung betragen für die Stadt pro Monat
zirka Jil 000 Mark.

Stadtv . Philipp Mülle  r kritisiert die Vornahme von
Abzügen von der Unterstützung durch die Kommission, wenn
einzelne Familienmitglieder eine Einnahme durch Erwerb zu
verzeichnen haben. Er empfiehlt, die Stadtverordneienver-
sammlung möge erklären, daß solche ungerechtfertigten Ab¬
züge nicht stattsinden dürfen. Redner führt einige recht krasse
Fälle an, wo den .Kriegerfrauen die Unterstützung bis auf
einen kleinen Betrag gekürzt wurde. Ferner wünscht er, daß
bei der Auszahlung der Unterstützung die Vorlegung des
Mietbuches nicht mehr gefordert wird .' Auch ersucht er um
mehr Rücksicht gegen die Kriegerfrauen . Die Stadtverord¬
neten Gerhardt und Temmer ergänzeil die Ausführungen des
Vorredners . Stadtv . Demmer  regt noch an , daß de» Ur¬
laubern während der Zeit ihres Aufenthaltes in Wiesbaden
eine Zulage zur Unterstützung gezahlt wird. Als Vorsitzen-
der der Kriegsfürsorgckominifsion erklärt der Beigeordnete
Borg mann,  daß die Vorlage des Mietbuches im In-

hohen Preisen wird dem Landwirt alles aus der Hand ge¬
rissen. Sollten auch die Produktionskosten etwas höher ge¬
stiegen. sein, so haben wir doch Getrcidepreise, die als doch
anzusprechen sind. Jetzt in Deutschlands schwerer Ltund .-
inuß die Landwirtschaft zeigen, daß sie den Ernst der Zeit er¬
kannt hat , daß sie der Allgemeinheit gegenüber eine Ehren¬
schuld abzutragen hat."

Diele Landwirte lverden von diesen „Ketzereien" eines
ehrlichen und offenen Mannes wenig erbaut sein. Aber recht
hat er: nur wird sein Appell an die Einsicht der Bauern un¬
beachtet bleiben.

tepesse der Mauen sich tzls Meckmäßig-erwiesen- hat. Es chll•kt •. . — . P
.dies keine Härte gegen die Kriegerf.ranen lein. Die An
regimgeii des Stadtverordneten Philipp Müller sollen eine
^'oblwollenoe Prü ^ - 'wohlwollende Prüfung im' Magistrat erfahren.

Für die dauernd beim Magistrat beschäftigten Bea ni-
ten und Hilfsarbeiter mit einem Gehalt von 1800 bis 2160
Mark pro Jahr wird die T e ue r u n gs z n l a g e pro Kind
von 3 Mark auf 6 Mark pro Monat ivährend des Krieges er
höht. Diese Zulage wird bis zu 7 Kindern gewährt.

Tie Bewilligung eines Beitrages von <000 Mark an den
Wiesbadener K r i pv e n v e r e i i, wird ans ' Antrag des
Finanzausschusfes angenommen. Die unentgeltliche ' Rück-
Übertragung einer Grundfläche an der Rietschclsttaße an das
.chhannisstift wird genehmigt.

Die Versammlung nahm nocb die Wahl der Beisitzer für
die Vorstände bei den im November d. I . staitfiiidenden Stach-
verordnetenwahlen . sowie die Neuwalsi von Mitgliedern der
Einkommensteuer-Veranlagunqskommrssion vor. Ferner nah»,
die Versammlung eine Vorlage des Magistrats an . an die im
Felde stehenden Wiesbadener Truppen beim Landheer und
der Marine Liebesegaben zu Weihnachten zu versenden.

Znm Schuß berichtete der Lberbürgermeister Dr . G l ä s-
, n g über die L e b e n s m i t t e l b escha f s u n g für die

Stadt Wiesbaden^ In eingehender Weise schilderte er die
Schwierigkeiten bei der Beschaffung vo:i guten und preiswer-
teil Kartoffeln . In nächster Zeit werden von der Stadt Kar-
toffeln zum Verkauf gelangen, doch dürfte der Höchstpreis im
Kleinhandel nicht unter 4 Mark pro Zentner betragen . Um
der Fettnot zu bcgcguen. wird die Stadt 1000 Zentner Pflan¬
zenfett zu 2 Mark das Pfund zum Verkauf bringen. Auch ist
beabsichtigt, Kolonialwaren an die ininderbemittelte Bevöl¬
kerung, die bis 1600 Mark Einkommen pro Jahr haben zu
verkaufen. Der Verkauf wird Ende Novcnibcr beginnen. Für
den Bezug von Kohlen ist mit einigen G- oßhändlern ein Ab-
kommen getroffen, an Bewohner, die bis 3000 Mark Jahres¬
einkommen haben, den Zentner mit 1.50. Mark frei in « Hau^
zu. verkaufen. Festgestellt wurde durch die Preisprüfungs-
stelle, daß die Schuld an der herrschenden Teuerung nicht be'
den Kleinhändlern , sondern bei den Produzenten zu iuchen ist

Die Versammlung spricht dam Magistrat den Dank ffr
die getroffenen Maßnahmen für die Beschaffung von Lebens-initteln ans.

Lebensmkttelverforguny mt  Lsdrnomittelteuerung.
Ein weißer Rabe.

Der Landwirt Junghanns in Nödenitzsch lSachsen-Alten-
burg) veröffentlich in verschiedenen Blättern eine Lllahnun---
an seine Berufsgenossen, in der er u. a. sagt:

»Es ist die höchste Zeit , daß endlich einmal offen ausge 'procheu
wird, daß die Produktionskosten der Landwirtschaft
bei wertem nicht in dem Maße gestiegen sind , daß
sie die Höhe der Butterpreise rechtfertigen . Tic
Regirrung hat einen guten Anfang gemacht, sie möge weiter sort-
schrerten :m Festsetzen von Höchsipreisen. Man hört von ein -r
0-orderimg von 150 Mark für fette Schweine . Das ist nberirieben
und liegt Nicht im Sinne der vernünftig denkenden Landwirtschaft,
öier muh eingeschritten werden, ebe es zu spät ist. Zn begrüßen
ist Re Beschlagnahme de  r K ar  t off  eln . Der festgesetzte
Preis ist hoch genug."

Der Mann äußert auch sonst ganz vernünftige Ansich,
ten. so wenn er z. B. sagt: „Ter landwirtschaftliche
Beruf  hcit bis heute vom Kriege am w e n i g st e n ge¬
litten.  Kein landwirtschaftlickM Betrieb steht still! Zu

Schwere .« artosteinot im Westen.
Trotz aller Verfügungen , Verioarnungen und Mahnun¬

gen der Landwirtschaftskammern und der Bauernvereine , die
die Bauern veranlassen sollten, schnell mit größeren Kartostel-
vorröten auf dein Markte zu erscheinen, steht der Weit?:-
Deutschlands, vor allem die Großstädte, vor neuen sckpvcreu
Kartoffelkalamitäte », und es beginnt wieder die Jagd nach
einigen Pfund des unentbehrlichsten Nahrungsmittels . Be¬
sonders sind in Köln  geradezu beängstigende Zustände ein¬
getreten . Schon in de» frühen Morgenstunden sind an den
städtischen Verkaufsstellen pie .Kartoffeln ausverkaust : die
Vorräte der städtischen Vexwältnng sind gering , noch geringer
die in freiem Handel befindlichen Mengen, und man frag:
sich, was etwa beim Eintritt einer Frostperiode werden soll.
Mehr und mehr stellt sich heraus , daß die Verordnung von:
9. Oktober mit ihrer Erweiterung vom 28. Oktober viel zu
spät kam.

' Daneben werde» der Kartofselversorgung der Städte
noch von anderer Seite Schwierigkeiten bereitet. Tie .Köl¬
ner  Stadtverwaltung hatte mit einer Handelsgesellschaftvon
Kartoffelgroßhändlern efut Vereinbarung getroffen, wonach
diese an sedcrmonn Kartoffeln mit dem ziemlich geringe ::
Verdienst von 30 Pfennig pro Zentner abgeben mußten . Das
klappte zunächst: da aber verboteil plötzlich die Landrate der
Kreise Koblenz und Mayen , der Hauvtbezugsgebiete, die Aus¬
fuhr von Kartoffeln Trotz Vermittlung der Regierung und
einer „dringenden " Beglaubigung des Kölner Oberbümtzr- .
meisteramtes verharrt der Landrat von Mayen weiter auf
seinem Standpunkt , weil er nur an Städteverwaltungen und
nicht an Großhändler liefern will!

Eine Bestätigung sinde.t diese Zuschrift in einem Au »-
ruf,  den der Verband rheinischer Genossenschaften erlassen
hat . in dein er zur freihändigen Kartoffellieferung oustor-
dert . In diesem Aufruf wird gesagt:

. . . . Tatsache ist, baß setzt in den Großstädten und sonDge«
Koiisminzeütreil der westlichen Provinzen eine große K a Hof¬
fe k»  o t kesteln weil die in früheren Jahren aus Holland und
Belgien eingeföhrten Kartoffeln fast ganz ausgeblieben sind und
die ans dcn großen Kartnffelanbauflächen des Osteils zu erwar¬
tende Zufuhr sich in kurzer Frist kauw vollziehen läßt . Aacli wird
behauptet , daß die Landwirtschaft mit der Anlieferung von Kartof¬
feln in der Hossnuug zurüSbalte , in den späteren Monatey höhere
Preise zu erzielen.. Au der Preistreiberei , die auf dem Lande be¬
obachtet werden kann, tragen aber nicht an letzter Stelle Händler,
Agenten rmb Aufkäufer Schuld, die um jeden Preis in dem Geschält
bleiben wollen, die z» dcn Bauer -: binausgeden und sich gegenseitig
überbieten . in der festen Zuversicht, daß auch bei höheren, Ein¬
kaufspreis als dem von der Regierung festgesetzten Nichtpreisc-stich
im Wiederverkauf noch ein (veioiim erzielen läßt . Angesichts dieser
Tatsache liegt berechtigter Grund zn der Annahme vor. daß dje
Verordnnng des Bundesrats insofern abgeändert wird. - als der
Höchstpreis für den Bezirk der Rheinprovinz für alle Einkäufe beinr
Produzenten ans 3 .05 Mark festgesetzt wird und die bisherig,- Be¬
schränkung bezüglich der Kartoffelanbaufläche in Wegfall komntt,
sô daß in Zukunft alle .äartoffclbestälidc , auch die im Besitz der
Händler uilu. enteignet werden können. Weiter kann damit ge¬
rechnet werden, dah nach dem Beispiel des Herrn Regierungs¬
präsidenten von Koblenz snr den Bezirk sämtlicher Kon-lmuuai-
verbande der Rheinprodinz schleunigst Polizeiverordnungen erlasse:!
werden, wonach der Handel mit Kartoffeln konzessionspflichtig ge¬
macht und mäßige Grenzen für den höchst zulässigen Preisain-
schlag des Handels gezogen werden. An die rheinischen Kcrrlossci-
produzenten ergeht daher die dringende Mahnung und Anstordr-
rung , alle verfügbaren Kartoffeln, soweit diese nicht für de» Eigen¬
bedarf notwendig sind, schleunigst stir den freihändigen SScrfoiif
bcrcitzustellcn.

Und der Lanbrat des Landkreises Koblenz  redet
seinen Bauern wie folgt ins Gewissen:

. ._. . Es ist beobachtet worden, daß die Landwirte es ablebuen.
den Händlern Kartoffeln zn dem für diese festgesetzten Ginkarrst-
Preise zu überlassen. Da der Preis von 3 Mark , wie stder gcrech,-
denkende Landwirt zugibt, dnrchaits angemessen ist, sokann dieses
Zuriickbalten der Kartoffeln nur als eine bedauerliche, der» betref¬
fenden Landwirt keine Ehre bringende Erscheinung beobachtet wer¬
den. Das Reich hat Jahrzehnte hindurch durch seine Schn tzzo l l -
Politik die deutsche Landwirtschaft leben s sä big
erhalten^  und ihr die Bedingungen für ihren Wo h l sta i: b und
ihre heutige Lcisiungsfähigkeit  gegeben . Der Staat
muß daher auch verlangen , daß der deutsche Landwirt im Krieg
ihn nicht im Stich läßt . Dieses tut er aber, wenn er sich weigert,
seine Erzeugnisse, in diesem Falle die überreichlich gewachsene
Kartof-fel, der ihrer alz notwendigstes Nahrungsmittel bedürftigen
Bevölkerung zu einem angemeffenen. wie nochmals betont werden
muß, ihm keinerlei Opfer auferlegenden Preise obzutreien. Jeder,
dessen Gesichtskreis ihm gestattet, weiter zu schauen, muß erlernte :;,
daß eine fernerhin andauernde Zurückhaltung der landwirstchatt-
lichen Er-zeugnisse der deutschen Landwirtschaft nacd dem Kriege
schwere Zeiten bringen kann. Diese dringende Mobnung
richte ich in deren eigenstem Interesse an die Landwirte, um den
Kreis Koblenz davor zu bewahren, daß die KartoffLlbe>'tä, :de
zwangsweise enteignet werden muffen. Eine solche Notmendigkeit
in der Kriegszeit würde der Landwirtschaft und dem einzelnen von
ihr betroffenen Landwirt in allen Zeiten als Makel anbängen.

Nützen wird auch dieser Appell tvenig. Fm Regierungs¬
bezirk Wiesbaden machen wir die gleiche Wahrnehmung
mt Landkreis Koblenz. Hier hilft kein Zureden mehr son¬
dern nur t a t k r ä f t i g e s H a nd e l n.

Mit ver Einführung von Uleischkart,»
wird sich der bayerische Städtetag befassen. In der Nvir-
Hener Stadtverwaltung erklärte der Bürgermeister Dr . von
Barsch, die Einführung von fleischlosen Tagen hätte nur da»-
einen Sinn , wen» auch Fl - ischkarten  eingeführt wür¬
den und damit eine Kontrolle  ermöglicht würde De--
Magistrat erklärte sich mit diesen Ausfiihrungen einverste,»'den.

R«iS marke».
Reismarken werden in München bei der neuesten 9f

0a6e von Brotkarten zur Ausgabe gelangen.



Nummer 261 Beilage der „DolkSstimme"

Regelung - er Milchpreise un- - es Milchverbrauchs.
Die Bekanntmachung zur Regelung der Milchpreisc und des

Milchverbranchcs vom 4. November hat folgenden Wortlaut:
8 1. Die Gemeinden  sind berechtigt . Höchstpreise

für Milch beim Verkauf durch den Erzeuger , sowie im Groß - und
Kleinhandel festzusetzen. Gemeinden mit mehr als 10 Mi Ein¬
wohnern sind zur Festsetzung von Höchstpreisen im Kleinhandel ver¬
pflichtet . — Die Höchstpreisfestsehung bedarf der Zustimmung
der L-airdeöZentralbehörden oder der von ihnen bestimmten Behörde.
Dcr Reichskanzler ist befugt , allgemeine Anordnungen über die
oberste Grenze für die Höchstpreise zu treffen.

8 2. Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern sind verpflich¬
tet , andere Gemeinden find berechtigt, die vorzugsweise Berück¬
st cht igu n g d c r K in d e r, st il l 'e n de r M ü t t e r nnd Kran¬
ker  beider Verteilung der vorhandenen Milchmcngcn sichcrznstellen.
— Die Sicherstellung kann durch Einrichtung eigener Verkaufsstellen,
durch Vereinbarung mit den Landwirten und Milchhändlcrn , durch
Ausgabe von Bezugsberechtigungen , durch Regelung des Milchver¬
kaufes zu bestimmieit Stunden oder sonst in einer den örtlichen Ver¬
hältnissen angepaßien Weise erfolgen.

§ 3. Die Gemeinden sind befugt , die zur Turchführuna der
Sicherstellung erforderlichen Anordnungen zu treficn . Sie haben
dafür zu sorgen, ^ daß den Vorzugsbcrcchtigtcn keine
höheren Preise  als den übrigen Beziehern berechnet werden,

8 4. Ter Reichskanzler kann Vorschriften über den Maßstab er¬
lassen . nach dem Kinder , stillende Mütter nnd Kranke zu berücksich¬
tigen sind.

§ 0. Die nach § 1 festgesetzten Höchstpreise sind Höchstpreise im
Sinne des Gesetzes betr . Höchstpreise vom 4. August 1914 in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17, Dezember 1914 in Verbin¬
dung ^mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1918.

8 6. Die Be-ugnisse, die in dieser Verordnung den Gemeinden
übertragen sind, stehen auch Kommunalverbänden , Ge-

un ^ Kreis bezirken  zu . — Die LandeSzentral-
behorden können Kommunalverbände , Gemeinde - und Kreisbezirke
zur Regelung der Milchpreisc und des Milchverbrauches vereinigen
und ihnen die Befugnisse der 88 1 bis 3 ganz oder teilweise über-
tragen .— Die La n d es z en t r a I b e hü r d e n können die Milck-
p r e r s e und den B e r b r a u ch s e l b st r e g c l n . 8 8 findet ent-
sprechende l̂nwendunn . — Soweit Milchpreisc oder der Milchver-
brauch für einen größeren Bezirk geregelt wird , ruhen die Befug¬
nisse und Verpflichtungen der zu den Bezirken gehörenden Gemein-
dcn lind Kommnnalverbände.

8 7. Die Landeszentralbehörden erlassen die Bestimmunocn
zur Durchführung dieser Verordnungen . Sie können anordnen , daß
die Festsetzungen und Anordnungen gemäß den 88 1 bis 3 anstatt
durch die Gemeinden und Kommunalverbände durch deren Vorstand
erfolgen , « te bestimmen , wer als Kommunalvcrband . als Gemeinde
oder Vorstand im Sinne dieser Verordnung zu verstehen ist.

Ä n' Gefängnis bis zu sechs Monaten oder
Geldstrafe  bis zu 1800 Mastk wird bestraft , wer den gemäß den
88 8, 6 und 7 erlassenen Anordnungen nnd Bestimmungen zuwider¬
handelt.

8 9. Die Verordnung tritt mit den. Tage der Verkündi¬
gung  tn Kraft . Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des
Außerkrafttretens.

Berlin , den 4, November 1915.

^Zur Beachtung ! Wie ans dem Inseratenteil ersichtlich , beginnt
die Stadt am Montag den 7. d. M . mit der Abgabe der von ihr auf¬
gekauften Pflanzenfette in den Läden des städtischen Flcischverkaufs.
Die Abgabe erfolgt nur an Minderbemittelte gegen Vorzeigen der
Brotausweiskarte . Wer auf seiner Brotausweiskarte den roten
Stempel „Brotverteilungsamt " nicht hat , gilt als minderbemittelt.
Es sind Pflanzenfette erster Qualität und ist der Preis für das
Pfund ans 2 Mark festgesetzt worden . Diese Maßnahme der Stadt
trägt fraglos dazu bei, der herrschenden Fettnot zu begegnen.
Außerdem wird in der Bekanntmachung daraus Hingelviesen , daß
Kotelett - und Kammstückc. Schweinefleisch ohne Beilage und Mett¬
wurst an Jedermann verabfolgt werden , alle anderen Fleischstücke
und Wurstsorten ebenfalls nur an Minderbemittelte.

Brotmarken . Die Ausgabe der Brotmarken für die Zeit vom
8. bis einschließlich 14. November d. I . erfolgt nur am Montag den
8. d. M .. vormittags von 8lh bis 12 Ilhr und nachmittags von 2
bis 5 Uhr . für den ersten , zweiten , dritten nnd vierten Bezirk in der
städtischen Turnhalle , Eingang Kaiserstraße , für den fünften Bezirk
im Polizeibureau , Waldstraße . Die Ausweiskartell sind stets mit-
zubringen . Nicht rechtzeitig abgeholte Brotmarken tverden in Abzug
gebracht . Die ettva nicht ausgebrauchten Brotmarken bitten wir recht
drnrgend . im Rathause , Zimmer Nr . 19, zurückzugeben , damit den
minderbemittelten und an Personenzahl starken Familien die not¬
wendigen Zusatzmarken gegeben werden können . Auf Verlangen
werden für je zwei zurückgegebenc Brotmarken 8 Pfennig vergütet.

_ Pferdemarkt . Die Kgl. Pferdeankaufskommission hält im Ein¬
verständnis des Stellvertretenden Generalkommandos des 18. Armee¬
korps am 10. November d. I .. vormittags 11 Uhr . in Wiesbaden ans
dem Dernschen Gelände am Marktplatz einen öffentlichen Markt ab
zum Ankauf kriegsbrauchbarer volljähriger Pferde im Alter von 8
bis 18 Fahren und nicht unter 1,82 Meter Stockmaß.

_ Refidenztheater . Am Montag gelangt nochmals das humorvolle
Lustspiel „Der Schlvabenstreich " zur Aufführung , das wie eine Neu¬
heit gewirkt hat . und <nn Dienstag und Donnerstag wird FuldaS
geistvolles Schauspiel „ Maskerade " wiederholt . Die zweite Volks¬
vorstellung zu kleinen Preisen findet an , Freitag 8 Uhr statt und
bringt das beliebte Lustspiel „Im bunten Rock". Der Vorverkmif
hierzu beginnt bereits am Montag . Als Neuheit geht am Samstag
zum erstenmal „Seine einzige Frau ", Lustspiel von Magnussen , in
szene.

Die fleischfreien Tage . Eine offiziöse Korrespondenz schreibt:
In der Bundesratsverordnung über die Einschränkung des Fleisch-
und Fettverbrauches ist die Verabfolgung von Fleisch oder
A u f s chn i t t a u f B r o t auch an den Tagen zugelassen , an denen
sonst Fleisch nicht an Verbraucher abgegeben werden darf . Von
einer Reihe von Gastwirten ist diese Verordnung nun dahin aus¬
gelegt worden , daß ganz allgemein kaltes Fleisch oder Aufschnitt
auch an den fleischlosen Tagen geliefert werden darf . Es findet sich
daher auf Speisekarten auch an fleischlosen Tagen Aufschnitt
verzeichnet , der von den Gästen als Beilage zu Gemüse  usw.
verbraucht wird . Das ist selbstverständlich durchaus nicht im Sinne
der Bundesratsverordnung , sondern stellt sich als eine Umgehung
des Fleischverbots dar . Die Verordnung spricht von Verabfolgung
von Fleisch oder Aufschnitt auf Brot . Damit sind gemeint mit
Fleisch belegte Butterbrote ; es darf aber dem Gast kein Aufschnitt
verabfolgt werden , der dann als Beilage zu anderen Speisen ge-
noffen wird.

Zur Beachtung ! Nach sachverständigen Gutachten sind Stahl-
blcchkeffel, die innen verzinkt sind, nur zum Kochci, der Wäsche,
n.icht aber zum Muskochen oder zum Benutzen beim Schlachten usw.
geeignet , da der Zinküberguß beim Kochen von Nahrungsinitteln der
Gesundheit schädliche Teile absondert . Es ist also gefährlich,
Kessel zu derartigen Zwecken zu verwenden.

Kle»«verka«fspretse,
die nach der heutigen Marktlage im Sinne von Zisser 3 der Be ordnung
des stellvertretenden Generalkommandos 18. Armeekorps vom 20. Juli
1015 für mittlere bis gute Ware als angemessen gelten . Für Mist¬
beet-, Treibhaus - und Spalierware sind de Preise nicht maßgebend,

Kartoffeln und Gemüse:  das Pfund : Speisekartoffeln 4
Pjg , Salatkortoffeln 10 Pf, „ Weißkraut 6 - 8 D>' g., das Stücf 25
bis 35 Pfg ., Wirsing 12 Pfg ., da« Stück 1.8—40 Wg ., Rotkra » » 12
Pfg ., das Stück >5—60 Pjg „ Römischkohl 10— 12 Pfg . , Rosenkohl 38
bis 40 Psg ^ Winterkahl (vlaukraut ) 12—IS Pfg ., Kohlrabi (ober-

irdische) , da, Stück 4—S Pf, .. Erbkohlrobi (Steckrüben) da« Stück 15
bi« 30 Pfg . . Spinat 10—12 Pfg ., Gelbe Rüben 10—12 Pfg ., Karotten
(®ebunb) 5 —6 Pfa . Rate « üben 9- 12 Psg „ Weiße Rüben 8 —12 Pfg .,
Schwarzwurzeln 30 Pfa .. Kopfsalat, da« Stück 5 —8 Pf '., Eskarlal.
falat , da« Stück 10—15 Pkg.. Feldsalat 35 Pfa .. Zwiebeln 22
bi« 25 Psg ., Tomaten 25- 30 Psg., Blumenkohl, da« Stück 1b bi«
50 Pfg.

Obst : da« Pfand : Tßöpsel, bessere Sorte 15— 30 Pfg ., Eßäpfel,
mittler » Sorte — Pf >., Kochäpsel 9—12 Pfg ., Eßblrnen , bessere
Sorte 10—25 Pfa .. Eßbirnen, mittler« Sorte — Pfg ., Kocht,irnen
8 - 12 Pta ., Walnüsse 60—70 Pfg ., Weint,auben — Pfg .. Kastanien
40—50 Psg.

Sonstige Waren:  Süßrahmbutter , da« Pfund 240 Pia .,
Landb,itter 210 Pfg .. Handkäs«, da« Stück — Pfa -, Trinkeier, das
Stück 20—22 Psg.

Wietbaden , den 5. November 1915.
Städt . M arktverw a >tun g.

Aus - em Greife wiesba - en.
Biebrich , 8. Nov. (Jugendlicher Leichtsinn .) Am

Dienstag verübten fünf schulpflichtige Jungen einen dreisten Ein¬
bruch in das Biebrichcr Bootshaus des Rudervereins . Sie über¬
stiegen den Zaun , kletterten auf das Dach, öffneten gewaltsam das
Dachfenster und drangen in das Innere des Hauses . Sie erbrachen
sämtliche Kleiderschränke und nahmen die ihnen genehmen Sachen
mit nnd warfen sie in den Rhein . An dem vorhandenen Flaschen¬
bier haben sie sich einen angetrunken . Ein mitgenommener Rollstuhl
wurde zum Verräter . Die Angelegenheit wird den armen Eltern
sehr teuer zu stehen kommen.

flt!9 - en umliegenöen Nreijea.
konsequent.

Auch die ckinstlickw Kirche bleibt sich während des Krieg?
konsequent , soweit die Verdammung in Frage kommt . Da?
geht aus einent Schreiben hervor , das der katholische Pfarrer
der Geiueiude Sindliimen einer Kriegcrfrau zuitcllia . die
mit ihren Kiwdern ans der Kirche ausgetreten nxn \ weil der
geistlich»" Herr die Kinder — nach Ansicht der Mutter — in
'.inchristlicher Weite geschlaaen batte . Das Schreiben lautet:

Pfarmmtliche Mitteilung,
S i n d l i n g e n , den 27 . Okt , 10t5.

Durch den von Ihnen vollzogenen Abfall Ihrer Kindes
haben Sie nnd Ihr Mann eine sehr schwere Sünde gegen
den beiliaen katholischen Glauben begangen von der Sie
kein Priester gültig lossvrecben k°ann . bevo - Sie Ihre Kin¬
der der katbalistben ssirche zurückaeaehen haben.

Sie und Ihr Monn si" d sodann der St '-ofe de'' fl̂ koni-
munikation verfallen und können infolge dessen n ' cht mehr
zu dem Empfanae der heiligen Sakramente zuaefasien wer¬
den . Sollten Sic trot 'd"'N e? waaen sich ein heilig "-
Sakrament spenden zu lassen, begehe» Sie , vüe Ihnen Mobs
nVch ans dem Katechismus bekannt sein wind , einen entsetz
lichen Gottesraub . Dasselbe ailj g,, » ff»r Ihren

Ich ersuche Sie , aucki Ihrem Mann von vorstehender
Mitteilung Kenntnis zu geben.

- Jahr  Psgrrer.
An

Frau.
in

Sindlingen.
Der Brief ist konsequent und zeigt keine Spur von Nach¬

sicht und Ebriste »liebe. Deutlich wird gesagt — der Krieg
und die Gefahren , in denen der Mann schwebt, werden be
nutzt —, entweder reumütige Rückkehr in den Schoß der
Kirche , oder flucknvürdige Verdammung . Ist das christlich?
Ist jemand am Glauben im geworden — was heute leicht ge¬
schehen kann — , so inag das einem Seelsorger als bedauerliche
Verirrung erscheinen : sein Stand als Geistlicher würde cs
unserer Ansicht noch aber erfordern , den Verirrten durck
gütigen Zuspruch für die Kirche wieder zu gewinnen . Di"
vfarramtliche Mitteilung mit dem gezogenen Sündenregister
und der Androhung der Strafe der Erkommunikation ist alle ''
andere , als gütiger Zuspruch und macht dein Protokoll eine-
Gendarmen oder 'Staatsoninalts alle Ehre . Erfreulich ist
nur , daß die betreffende Mutter , trab Krieg und Drohungen
den Kanossagang nicht antreten wird.

Griesheim , 6. Nov . (Einwohnerzahl .) Die Per-
sonenstandsaufnahme ergab eine Einwohnerzahl von 13191
Personen gegen 12 133 im letzten Jahre , mithin eine Zunahme
von 738 Personen . Diese Zunahme wird wohl hauptsächlich
auf die vielen ausländischen Arbeiter zurfickzusübren sein . —
(K a r t of fe l v er ka u f.) Von den durch die Gemeinde be¬
zogenen Kartoffeln für die Familien der Kriegsteilnehmer
können an andere Familien gegen vorherige Bezahlung (pro
Zentner 4 Mark ) abgegeben werden . Anmeldungen werden
auf dem Rathaus angenommen.

Griesheim , 6. Nov . (S t e u e r.) Vom Montag den 3,
bis Samstag den 13. November wird das dritte Quartal de:
Staatssteuer erhoben . — (Silberne Hochzeit .) Sein
23jähriges Eheiubilämu begebt am Montag unser lauasähriae"
Parteigenosse Ludwig Kramer . Tie herzlichsten Glückwünsche'

Homburg v d. H ., 6. Nov. (Zur Stadtvcrordneten-
wahl .) Der „Dammsbote " schreibt unter Bezugnahme auf unsere
Notiz , die von dem Richtzustandekommcn einer Einigung mit den
bürgerlichen Parteien wegen der Stadtvccordnctemvahlen handelte,
folgendes:

Jedem Leser wird dieser 'Artikel unverständlich sein, da bei
den diesjährigen Stadtverordnetcnwalilcn in Homburg absoluter
Burgfrieden herrscht , der Besitzstand jeder politischen oder wirt-
schasflichen Partei gewahrt wird nnd die ansscheidcndcn Stadt¬
verordneten wiedcrgeivählt werden . Nur in der zweiten Klasse
findet für den zum Magistratsmitglied gewählten Herrn Arrabin
eine Ersatzwahl statt . Hier scheint man sich noch auf keinen Kandi¬
daten geciniw zu haben , doch war Herr Arrabin Vertreter der
sogenannten bürgerlichen Parteien . — Seitens einiger Sozial¬
demokraten war nun verlangt worden , daß ein in der dritten
'Klasse zur Wahl stehender ausscheidender Stadtverordneter der
bürgerlichen . Parteien sich in der zweiten Klasse anfstellen lassen
sollte, und dann ein Sozialdemokrat in der dritten Klasse kandi¬
dieren wollte , d. h. die Sozialdemokraten wollten ihren Besitzstand
um einen Stadtverordneten vermehren . — So saßt die Sozial¬
demokratie den Burgfrieden aus.

Dazu bemerken wir : Der Vorschlag der sozialdemokratischen
Parteileitung fand selbst die Zustimmung einiger bürgerlicher Stadt¬
verordneten . . Als die Frage ansgeworfcn wurde , an wen sich die
Vereinsleitung in dieser Sache zu wenden habe , wurde nach langem
Hin und Her der Gewerbcvciein genannt, ' der aber — 14 Tage vor
der Wahl — vorerst keine Stellung dazu nehmen wollte . Das wurde
als Ablehnung ansgefatzt . Dem „Taumwbotcn " sollte ungefähr b<>
lannt sei» , daß es in der Sozialdemokratie nicht statthast .ist, in
solchen wichtigen Fragen Einzelpersonen die Verhandlungen 'führen

_6 . November 1915
zu lassen . Die Anfrage an den Gcwcrbeverein war im Name » des
Sozialdemokratischen Wahlvcreins Homburg gezeichnet. Die Notiz
des „Tannusboten " zeigt , daß in Homburg Personen , sogenannte
Wahlmächcr, , wie wir in Wahlkämpfen immer behauptet haben , die
Mahlen leiten , aber keine Organisationen . Unter diesen NmflSndrn
gilt für die Arbeiterschaft zur Stadtverordnetenwahl am 8. November
1918 die Parole : Wahlenthaltung!

Sozialdemokratischer Wahlverci» Homburg v. d. H.
I . Ä. : H. Dippel.

Fechenheim , 5. Nov. (Ueble Folgen jugendlicher
R o h h e i t,) Hier wurde heute der 13jährige Schüler Alexander
Sprankel zu Grabe getragen , den vier Altersgenossen gemeinsam so
mißhandelt hatten , daß er an den Folgen dieser Roheiten nach kurzer
Zeit verstarb . Die Sczierung hat als Todesursache schwere innere
Verletzungen , die Folge von Fußtritten gegen den Unterleib , fest-
gestellt , Der unglückliche Knabe wird als brav und friedfertig ge¬
schildert . Seine Widersacher waren ihm aufsässig , weil er von einer
Familie zu kleinen Dienstleistungen herangezogen wurde , die vorder
einer der jungen Rohlinge verrichten durfte . Es war also blasser
Neid die Ursache dieses bedauerlichen Vorkommnisses . Dasselbe er¬
gibt die Notwendigkeit einer größtmöglichen Einwirkung der Eltern
ans Pas Gemütsleben der Kinder . Leider zeitig ! der unselige Krieg
mich auf dem Gebiet der Erziehung recht unliebsame Erscheinungen.

Hanau , 6. Nov. (Zur  P e t r o l e u m a b g a b e.) Hierzu gibt
der Magistrat bekannt : „In Ergänzung und Abänderung unserer
Bekanntmachung über Petroleumabgabe vom 26. Oktober 1915 wird
ans Grund des 8 12 Ziff . 1 der Bundesratsverordnung vom 25. Sep-
tembcr 1918 folgendes bestimmt : 1. Die Zahl der Anmeldungen fpr
Petroleumbezug ist derartig über die nach den früher vorliegenden
Anmeldungen und Berechnungen angenommene Zahl gestiegen , daß
die für den Monat November auf den einzelnen Haushalt verteilte
Menge von 10 Litern nicht belassen werden kann . Es wird deshalb
hiermit angeordnet , daß für jede Marke nicht, wie der Vordruck
lautet , ein halber Liter , sondern nur ein viertel Liter verabfolgt
werden darf . Die ganze , auf de» einzelnen Bezugschein entfallende
Menge beläuft sich deshalb nur auf fünf Liter . 2. Es darf jedes,
mal höchstens ein Liter auf einmal abgegeben werden (bisher ein
halber Liter ). Sollte im lausenden Monat sine Ersparnis an
Petroleum eintreten , so behalten wir uns eine erweiterte Ausgabe
von Marken vor . Die Verteilung des Petroleums an die Klein.
Händler beginnt Samstag den 6. November 1915. Die Menge des
auf den einzelnen Kleinhändler entfallenden Petroleums ist ver¬
schieden, zum Teil sehr klein. Die Bezugsberechtigten sind daher
gezwungen , falls an einer Stelle kein Petroleum mehr abgegeben
werden kann , zu anderen Bezugsstellcn zu gehen."

Hanau , 6. Rov. (Achtung , Arbeiterjugend !) 21m
Dienstag den 9. November treffen sich die Abonnenten der „Arbeiter-
Jugend " abends 8 Uhr im Lokale „Zur Stadt Frankfurt " znm Spiels,
abend . Zahlreiches Erscheinen ist notwendig . Der literarische Kur¬
sus am Montag muh leider wieder ausfallen.

Hanau , 6. Nov. (Langfinger .) In einem hiesigen Uhren¬
geschäft erschienen gestern zwei Käufer , nach deren Weggang eine
Taschenuhr und eine Taschenlampe verschwunden !var . Der Krimi¬
nalpolizei gelang es, die beiden festzunehmen und zu durchsuchen.
Die gestohlenen Gegenstände wurden in der Tasche des einen
„Käufers " gefunden.

Eronbcrg , 6. Nov . (Stadtverordnetenwah-
l e n .) Die diesjährigen Stadtverordnetenwahlen finden statt
am Freitag den 19. November , von nachmittags 3 bis 7 Uhr
für die dritte Abteilung , am Samstag den 20 . November , von
nachmittags 2 bis 3 Ubr für die zweite , und nachmittags von
3i/i bis 3% Uhr für die erste Abteilung . Zur dritten Abtei¬
lung gebären alle Wähler mit einem Steuersätze von weniger
als 1064 Mark , zur zweiten die Wähler mit einem Steuersätze
von 1901' bis 14 982 Mark , und zur ersten jene Wähler , die
einen höheren Steuersatz als 14 982 Mark haben . Es scheiden
ans aus der dritten Abteilung Zimmkrmeister PH. G.
S a u e r und Gastwirt PH. P . Henrich,  aus der zweiten
Gärtner Heinrich Ellenberger  und Uhrmacher Hch. L 0 h-
m a n n, und aus der ersten Abteilung Direktor Bernhard
Martin  und Kaufmann Ludwig A n t h e s.

preußische ttriegrfteuern?
Die „Däal . Rundschau " hatte vor einigen Tagen be¬

richtet , d- ß Preußen einen Kricgszuschlag auf der Ein-
kommen ' O ' er erheben nx>rde . Dieser Meldung setzen nun die
,Berl . Politischen Nachrichten " folaeudes Tenienti eirtgeaen:

„Die Etatsvorbereitunaen sind noch nicht so weit vorgeschritten,
daß sich bereits übersehen lieste , ob die Herstellung deS Gleichgewichts
zwischen Einnahmen und ?lnsgaben eine vermebrte Steuerkraft
erfordert . Damit erledtat sich auch die weitere Melduna . daß dic>
benötigten steuerlichen Mebrerträae als Zuschlag zur Einkommen¬
steuer zur Erhebung kommen würden . Darüber kann , folange die
°Müstina der Lage des Staotshanshalts im EtatSfobr 1916/17 nicht
"bgefchloKen ist, naturgemäß erst recht keinerlei Entscheidung ge- '
troffen sein ."

Dieses „Dementi " sieht einer Bestätigung sehr ähnlich,
^emt die Kriegsznschläge zur preußischen Einkommensteuer
die vseniger Bemittelten frei lassen oder wenig treffen , um
die höheren Einkommen tüchtig heranzuziehen , so ist auch gar
nichts gegen sie einzuwenden.

Dke Rumänen fton̂ .iieren russische Schiffe.
Wien , 6. 2?ov. (W . B. Nichtamtlich .) Die „Südslavisöbe Korre¬

spondenz " meldet ans Bukarest : ?luf Einordnung der Regierung
staben die rumänischen Behörden die in den rumänischen
Donau Häsen  liegende » russischen Kriegsschiffe beschlagnahmt
und auf ihnen die rumänische Flagge gehißt . In Turn Severin
wurden am Dienstag früh alle im Hafen liegenden russischen Fahr¬
zeuge durch die rumänische Häfenbehörde als beschlagnahmt erklärt,
die russische Flagge hcruntergeholt imd die rumänische ausgezogen
Die russischen Mannschaften wurden an Land gebracht und von Turn
Severin abtransportiert . In G r u j a wurden die russischen Dampfer
Diraspol ", „Turgenjesf " und „Patriot " mit fünf russischen Schlepp¬
schiffen von der Hasenbchörde beschlagnahmt und die russischen Mann¬
schaften von den Schissen entfernt . Die russischen Schisse , ans denen
die rumänische Flagge weht , werden von einem rumänischen Pa-
trouiklcnboot bewacht.

Wiesbadener Theater.
Residenz - Theater.

Samstag , 6. Nov., 7 Uhr (neu einstndicrt ) : „Maskerade ".
Sonntag , 7. 2kov„ 1H4 Uhr : „Im bunten Rock". Halbe Preise . M

7 Uhr : „Maskerade ".
Montag , 8. Nob., 7 Ubr : „Der Schlvabenstreich " .
Dienstag , 9. Nov., ~ Uhr : „Maskerade " .
Mittwoch , 10. Nov., 7 Uhr : „Herrschaftlicher Diener gesucht".
Donnerstag , 11. Nov., 7 Ubr : „Maskerade ".
Freitag . 12. 2kov„ 8 Uhr i'Volksvorstellung ) : „Im bunten Rock".
Samstag , 13. Nov., 7 Uhr (Neuheit ) : „Soiüc einzige Frau ".
Sonntag , 14. Nov.. >.24 Uhr : „Ter Schlvabenstreich " . Halbe Preise - ’

— 7 Uhr : „Seine einzige F » u ".
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